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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 14. Juli 1961 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
236. Sitzung am 14. Juli 1961 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 29. Juni 1961 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung 
des Bundesleistungsgesetzes 
— Drucksachen 2045, 2907 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Meyers 


Bonn, den 14. Juli 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 30. Juni 1961 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 

Dr. Meyers 
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Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung des Bundesleistungsgesetzes 


1. Zu Artikel I vor Nr. 1 (§ 1) 

Oer dem § 1 angefügte Absatz 2 ist wie folgt zu 
fassen: 

„(2) Soweit nach diesem Gesetz besondere 
Befugnisse notwenjdig sind, uim die Verteidi- 
gungabereitschaift der Bundesrepublik beschleu- 
nigt her stellen zu können, dürfen sie nur in An- 
spruch genommen werden, wenn die Bundes- 
regierung das Vorliegen dieser Voraussetzung 
mit Zustimmung des ßundesrates festgestellt hat. 
Die Bundes reigierung hat die Feststellung aufzu- 
heben, wenn die Voraussetzungen hierfür ent- 
fallen oder wenn der Bunde stajg oder der Bun- 
desrat dies verlangt." 

Begründung 

Das Begehren, den Bundesrat an der Feststellung 
der Bundesregierung sowie an der Aufhebung 
dieser Feststellung gemäß § 1 Abs. 2 zu beteili- 
gen, entspricht der Auffassung des Bundesrates 
beim ersten Durchgang (ivgl. BT-«Drucksache 2045, 
Anlage 2 Nr. 1). 


2. Zu Artikel I Nr. 3 Buchstabe b (§ 3) 

In § 3 Abs. 3 Satz 3 sind nach den Worten „durch 
Rechtsverordnung" die Worte „mit Zustimmung 
des Bundesrates" einzufügen. 

Begründung 

Notwendige Ergänzung im Hinblick auf Arti- 
kel 80 Abs. 2 GG, insbesondere zur Vermeidung 
eines nicht gewollten Umkehrschlusses aus § 6 
Abs, 2. 


3. Zu Artikel I Nr. 4 Buchstabe a (§ 4) 

Die in § 4 Abs. 2 neu gefaßte Nr. 5 ist wie folgt 
zu fassen: 

„5. Unternehmein des öffentlichen Verkehrs hin- 
sichtlich der zur Aufrechte rhaltunjg des 
lebenswichtigen Verkehrs unentbehrlichen 
Verkehrsmittel, Anlagen, Einrichtungen, Ge- 
bäude;", 

Begründung 

Es sollten nicht nur solche Verkehrsunterneh- 
men, die einer gesetzlichen Betriebs- und Beiför- 
derungspflicht unterliegen, von der Heranzie- 
hung zu Leistungen ausgenommen werden, son- 
dern Unternehmen des öffentlichen Verkehrs 
schlechthin. Auch diese sind ifür die Aufrecht- 


erhaltung des lebensiwichtigen Verkehrs unent- 
behrlich. 

Vgl. die Stellungnahme des Bundes rates beim 
ersten Durchgang (BT-^Drucksache 2045, Anlage 2 
Nr. 4). 


4. Zu Artikel I Nr. 6 (§ 5) 

In § 5 Abs. 1 Satz/1 sind nach den Worten „durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung" die 
Worte „mit Zustimmung des Bundes rates" ein- 
zufügen. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu dem Änderungsvorschlag 
zu Artikel I Nr. 3 Buchstabe b (§ 3). 


5. Zu Artikel I Nr. 7 (§ 5 a) 

a) In § 5 a Abs. 1 Satz 2 sind die Worte „der 
zuständige Bundeaminister" durch die Worte 
„die Bundesregierung" zu ersetzen. 

Begründung 

Im Rahmen der landeseigenen Verwaltung 
kann das Recht zu Einzel Weisungen nach Ar- 
tikel 84 Abs. 5 GG nur der Bundesregierung 
als solcher eingeräumt werden. 

b) In § 5 a Abs. 2 ist /Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Eine bundesgiesetzliche Vorschrift, die für be- 
stimmte Aufgaben nicht die Gemeinden oder 
Gemeindeverbände als solche, sondern be- 
stimmte gemeindliche Organe für zuständig 
erklärt, greift in das Kommunalverfassungs- 
recht ein, dessen Regelung dem Landesgesetz- 
geber Vorbehalten ist. 

Eine Gesetzgebungsbefugnis des Bundes er- 
gibt sich insbesondere auch nicht aus Arti- 
kel 84 Abs. 1 und Artikel 85 Abs. 1 GG. Die 
dem Bund danach zustehende Kompetenz ist 
immanenten Schranken unterworfen, die sich 
aus dem bundesstaatlichen Aufbau der Bun- 
desrepublik ergeben; sie schließen einen Ein- 
griff des Bundes in das Kommunalverfas- 
sungsrecht aus. Im übrigen kann von der Er- 
wartun^g ausgegangen werden, daß eine ent- 
sprechende Regelung allgemein landesgesetz- 
lich getroffen wird. 
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6. Zu Artikel I Nr. 18 Buchstabe b (§ 18 a) 

In § 18 a Abs. 1 ist Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Der in Satz 2 behandelte Beispielsfall ist bereits 
in Satz 1 enthalten. 

Vgl. die Stellungnahme des Bundesrates beim 
ersten Durchgang (BT-Drucksache 2045, Anlage 2, 
Nr. iH). 

7. Zu Artikel I nach Nr. 52 

ln Artikel I ist nach Nr. 52 folgende Nr. 53 an- 
zufügen: 


,53. § 94 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 94 

Soweit durch die Vorschriften dieses Ge- 
setzes das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgeset- 
zes) berührt wird, wird dieses Grundrecht 
eingeschränkt." ' 

Begründung 

Nach Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG ist das Grund- 
recht unter Angabe des Artikels zu nennen. § 94 
BLG ist deshalb ebenso zu fassen wie Artikel II 
der vorliegenden Novelle. 
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